
Katholische Synode zwischen Tradition und Progression
Der Wılle der bundesrepublikanischen Katholiken, die pastoralen Implikatio-

NeIl des Ertrags des Zweıten Vatikanischen Konzzils über alle partikularen und
sporadischen Versuche hıinaus auf breiter Basıs erheben, s1e auf die terrıtor1a-
len und regionalen Bedürtnisse und Erwartungen hın umzusetfzen und zugleich
fortzuschreiben, hat sıch stärker erwıesen als alle noch gewichtig artikulierten
Argumente mMi1t viel Zweiteln und Kleinmut edachte Experiment
„Synode“. Man kann hinsichtlich traditioneller Denkmodelle und gewohn-
ter innerkirchlicher Lebensvollzüge nıcht genügend apostrophieren: Der Impuls
des Unternehmens „Synode“ mu{ß 1n der Sache urheberrechtlich eher ein1gen
oppositionellen kleinen kirchlichen Gruppen als irgendwelchen offiziellen Gre-
mıen un Instanzen zugestanden werden.
Geschichte un Struktur auf einen Blick

Dıe ersten Anstöße wurden autf dem Katholikentag in Essen 1968 gegeben,
tanden 1ın verschiedenen Bereichen ein SpONTAaNeESs Echo und lösten schon bald
onkrete Inıtiatıven AUS beim Zentralkomitee der deutschen Katholiken und
be]l der Bischofskonterenz!. Bereıts 1mM Februar 1969 eschlo{fß die Deutsche
Bischofskonterenz ine „Gemeinsame Synode der Diözesen der Bundesrepublik
Deutschland“, beriet 1m September 1969 den Plan, i1ne Fragebogenaktion

allen Katholiken der Bundesrepublik un Westberlin ZUur ematik der
Synode durchzuführen, als auch diese Umfrage durch ıne Repräsentativbeira-
ung erganzen, und verabschiedete 1im November desselben Jahres einstim-
mıg das vorher öffentlich diskutierte Statut der Synode?. Nun lıeten 1in großer
Breıte aut vielerle1i Fbenen die näheren Vorbereitungen Die mit 21 Miıl-
lionen Fragebögen geStartete „Umfrage allen Katholiken“ (über

Jahre alt) erzielte MIt einem Rücklauf VO  a} 4, Millionen Exemplaren
eine ungewöhnlıch hohe Beteilıgung. In den Bistümern (durch das Wahl-
gremıum der dıözesanen Räte), 1n den Orden un beim Zentralkomitee wurden
nach einem möglichst repräsentatıven Querschnitt die Miıtglieder der Synode
gewählt, während die Deutsche Bischofskonferenz ihrerseits die iıhr gemäfß Sta-
LUut Art zustehende Anzahl VO  w} Männern und Frauen berieft. Gegen Jahres-
ende 1970 konnte die VO  w den Bischöfen eingesetzte Vorbereitungskommıission
den über eın Jahr lang öftentlich diskutierten un: durch die Umfrageaktionen
qualifizierten Themenvorschlag un den Plan für entsprechende Sachkommis-
s1ionen vorlegen.

Die bonstituierende Vollversammlung der Gemeinsamen Synode der Bıs-
tuüumer VOm bis Januar 1971 (mit vıier Sıtzungen) sah nahezu alle 4197
Synodalen 1im Kiliansdom Würzburg vereınt. Irotz eines anfänglichen ofte-

Offizielle Berichte, Intormationen und Dokumente erscheinen tortlautend in
SYNODE Amtliche Mitteilungen der Gemeijnsamen Synode der Bıstümer 1n der Bun-
desrepublik Deutschland. (Sekretarıiat der Gemeinsamen Synode, München 2 D} Mazxı-
milianstraße 54/1V), München 1970

5YNODE, 1/1970, 5323 —56

389



nen oder unterschwelligen Mißtrauens gegenüber den für die Vorbereitung Ver-
antwortlichen remı1en und iıhren Arbeıiten, übernahm die Kirchenversammlung
doch miıt überwältigender Mehrheit den vorgeschlagenen Themenkatalog und
akzeptierte die Umschreibung VO  ; zehn Sachkommiuissionen. In einer Reihe VOoON

Wahlgängen bestimmte s1e die Mitglieder der leitenden UOrgane der Synode,
W1€e Präsidium, Zentralkommıission un: Rechtsausschufß. Sıe besetzte die Sach-
kommissionen ZU Teıl mMIt einer recht unterschiedlichen Zahl VO  3 Synodalen,
weıl jedem Synodenmitglied grundsätzlich die Möglichkeit zugestanden wurde,
1n der Kommıissıon mitzuarbeıten, für die die größte Kompetenz oder Be-
reitscha f} mitbringt.

Die Themenkreise der einzelnen Sachkommissionen sınd WwWI1e folgt eschrie-
ben: Glaubenssituation un Verkündigung, Gottesdienst—Sakramente—
Spirıtualität, Christliche Diakonie, Ehe und Famılie, Gesellschaftliche
Aufgaben der Kırche, Erziehung—Bildung—Information, Charismen—
Dıenste— Ämter, Formen der Miıtverantwortung in der Kirche, Ordnung
pastoraler Strukturen, Gesamtkirchliche und ökumenische Kooperatıon.

Um den inneren Zusammenhang der einzelnen Themenfelder, ıhre gyegensel-
tıge Interdependenz sichtbar un effizient werden assen, sollen be1 der
Arbeit der Kommuissıonen sechs SOgENANNTE „durchlaufende Perspektiven“ be-
achtet werden, die entscheidend sınd für die sachliche Einheit aller Aussagen:
a) Analyse der Sıtuation, besonders Berücksichtigung der Glaubenssituation des
Menschen VO  w heute: Theologische Fundierung un pastorale Anwendbar-
keit aller Aussagen; C) Die verschiedenen Verantwortlichkeiten 1n der Kirche
un ıhre Zuordnung; Okumenische Bedeutung aller Aussagen; e) Miss1ıonari-
scher Auftrag; Diakonische Verantwortung, Verhältnis der Kirche und der
Christen AL Gesellschaft Der Synode soll bewußt se1n, daß gerade diesen
übergreifenden Gesichtspunkten be1 der Beratung der Einzelthemen ıne pra-
gende raft un: Leitfunktion zukommt, die über die pastorale „ Treffsicher-
heit“ un: Wirksamkeit der Synodenergebnisse etztlich befinden werden.

Inzwischen hat VO: 8 bıs 14 Maı 19772 die zweıte Vollversammlung der
Synode 1n Würzburg stattgefunden. Sıe stieg mit der Diskussion un: ersten
Lesung VO  a} insgesamt NeuUnN Vorla AUuUs sechs verschiedenen Sachkommuissionen
ın die eigentlich substantielle Ar eit e1n?, hatte 1m Vollzug ıhren konkreten
Weg und Stil suchen un nıcht 7zuletzt sıch ein1gen heißen Problemen
F ersten ale 1n ihrer Dialogfähigkeit un Einheit bewähren. ach ınnen
W1e nach außen scheint dieser Versammlung gelungen se1in w 1e das
nahezu einhellige Echo Aausweılst eın fruchtbares und verheißungsvollesKlima schafften, ıne Atmosphäre, die eın weitgehendes Vertrauen 1in dıe

Dıie Vorlagen SIN W1e folgt bezei  net: Grundsätze für eın Gesamtkonzept
kirchlicher Publizistik. Grundsätze für die Strukturen kirchlicher Entscheidungs-
gremıien un!. Beteiligung der Laıien der Verkündigung 1m Gottesdienst.

Beteiligung des Gottesvolkes der Sendung der Kirche Taufpastoral. Buße
un Bufßsakrament. Grundsätze und Rahmenordnung für Strukturen der Miıt-
VverantwOortun: 1n der Kirche bis ZUrFr Bistumsebene. Rahmenordnung tür die Leitung
un Verwaltung der Bıstümer 1n der Bundesrepublik Deutschland. Rahmenordnung
für die pastoralen Strukturen 1m Bıstum. Alle Vorlagen sınd publiziert 1n :
„SYNO Amtliche Mitteilungen der Gemenjnsamen Synode der Bistümer 1in der
Bundesrepublik Deutschland.
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weıteren Phasen des Synodengeschehens rechtfertigt. Dennoch konnte einer
gewissen HelIhörigkeit der Beobachter nıcht entgehen, dafß, obwohl sıch kei-
nem Zeıtpunkt die direkte Gefahr VO  a Fraktionsbildungen oder blockhaften
Polarısıerungen ankündigte, zumindest noch etliche 5Symptome für atente
Grundhaltungen be1 vielen Synodalen sicht- und hörbar wurden, die davon
ZCUgCN, da{ß 1m Verhältnis der Laıen ZU hierarchischen Amt un umn:
kehrt noch viele irrationale Spannungselemente 71Dt, die VO  3 Fall Fall
echten Belastungen 1m Synodengeschehen führen können. Reibungsflächen wWer-

den nach den ersten Erfahrungen namentlıch dann auftreten, wWwenn 1e
leidigen Kompetenzfragen geht. Obwohl das Statut die hierarchische Leitungs-
funktiıon 1m Sınne des Vatikanischen Konzzıils voll beachtet, bleibt doch {rag-
lich, j1eweıt die Synodalen in konkreten Sachentscheidungen bereıt sınd, sich 1ın
ihrem Selbstverständnıs und Mandat MIt den ekklesiologischen und kirchen-
rechtlıchen Implikationen der Synodenordnung iıdentifizieren.

Synodale UNı episkopale Aspekte
Schon während der öffentlichen Diskussion ..  ber den Statutenentwurf 1in der

Vorbereitungszeıt hatte sich als eın neuralgischer Punkt in der Kritik die Ge-
setzgebungskompetenz der Bischöfe herauskristallisıiert. Massıve Schwierigkeiten
mufßten siıch sogleich artiıkulieren, als 1m Meinungsbildungsprozefß der kıirch-
lıchen Offentlichkeit und speziell der Bischofskonferenz der Plan eiınes über-
diıözesanen Unternehmens heranreifte, das weder ıne unverbindliche Pastoral-
konterenz noch ein souveranes, autorıtatıves Entscheidungsgremium sein sollte
Viele diverse Kräifte, Rechte und Instanzen mußten 1n einer Konkordanz VeTtir-

ein1ıgt werden, für die keine Vorbilder und Modelle 1MmM staatlichen oder nicht-
katholischen kirchlichen Raume x1ibt Das „verfafte Gespräch aller mıt allen  <
in der Kirche der Bundesrepublik wurde als eın Novum konstrulert, das eıner-
seits das geltende Kirchenrecht, das 1LUFr Diözesansynoden kennt un VOI-

schreibt, 1im Vorgrift weiterentwickelt und andererseits in prinzıpieller ber-
einstimmung mMi1t der kirchlichen Grundverfassung bleibt, Ww1e das päpstliche
Plazet für das Statut auswelst. Dıie Konzeption der Synode beinhaltet eın em1-
‚eNTt bedeutsames kirchenpolitisches Datum; denn W as weder Diözesansynode
noch Konzıl 1St, besetzt einen Ort 1mM Lebensvollzug der Kırche, dessen ekkles10-
logische un strukturrechtliche Koordinaten noch längst nıcht klar ausgezOogen
sind. Im Grunde spiegeln sich hier autf regionaler Ebene jene Umsetzungsschwie-
rigkeiten wiıder, die 1n den Konzilsaussagen VO'  $ der Teilhabe auch der Laıien

Leitungsdienst in der Kirche beschlossen liegen und die die Kräftte der
Kırche ZUrr: eıt noch autf allen Ebenen allzu sehr binden (S Rätesystem). Das
Gefälle VO:  e} der Mıtverantwortung rAÄLE Mitentscheidung und Mıtbestimmung
1St weitgehend noch ungeordnetes weıl NvermtessCcCI1C5 Gelände. Exper1-
mentierende Kompromisse versuchen vorläufig noch die Synchronisationsfunk-
t10n wahrzunehmen, zwischen hierarchischen und synodalen Vorstellungen und
Modellen vermitteln.

Eıne bemerkenswerte Perspektive und sicherlich auch eın Anhaltspunkt für
weıtere strukturelle Entwicklungen liegt 1n der Tatsache, daß die Bischöfe fest
1n die Willensbildun der Synode integriert sind un zunächst nıcht als eın g-
sondertes rem1ıum Synode gegenüberstehen. Dıie Beschlußfähigkeit und das
Beschlußrecht der Synode 1St gyrundsätzlich anerkannt. Diese siınd allerdings 1n
jenen Fällen „nicht möglıch“, wenn die Deutsche Bischofskonferenz erklärt,
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„daß s1e eiıner Vorlage AUS Gründen der verbindlichen Glaubens- und Sıtten-
lehre der Kırche nıcht zustiımmen kann“ Statut Art 13, 3 Ahnliche Vor-
behalte betreften die Kategorie „Anordnungen“. Eıne Beschlufsfassung 1n der
orm der Anordnung 1St dann „nıcht möglıch, WEn die Deutsche Bischofs-
konterenz erklärt, da{ß den vorgeschlagenen Anordnungen die bischöfliche
Gesetzgebung für den Bereich der Bıstümer 1n der Bundesrepublık Deutschland
versagt werden mu{(s“ Statut Art E 4 Eıne solche Formulierung zielt ohl
vorwıegend darauf ab, das Partikularrecht (dıözesanes un terriıtoriales) VO
Gesamtrecht der ırche her abzusichern und ebenso auch Konflikte zwiıschen
kırchlichem un: staatlıchem Recht vermeıiden. Was die Bestimmung 1n CO11l-

alles beinhalten MMas, wird der harte Alltag des Synodengeschehens CI-
welsen. Verbleibt sSOmıI1t die Gesetzgebungskompetenz eindeutig beim Episkopat,

1St dieser doch verpflichtet, 1in allen Fällen, 1n welchen die ÖO. Erklärungnıcht abgegeben wurde, den VO  e} der Synode beschlossenen Anordnungen die
nötıge Rechtsverbindlichkeit verleihen. Werden Erklärungen abgegeben,
dann mu{fß dies fristgerecht (späatestens während der Z7weıten Lesung der Vor-
lage) und M1t entsprechender Begründung in der Vollversammlung gyeschehen
Statut Art D, > Obwohl also der Bereich der beschlußfähigen aterıe durch
zweiıerlei bischöfliche Veto-Rechte limitiert 1St, kann doch angesichts der gelun-
n  n Integration VO  e Beratung un Beschlufßfassung VO  - einem echt tort-
schrittlichen Konzept der Synode yesprochen werden, das miıt dem nachkon-
zıl1ıaren Stand des theologischen Selbstverständnisses der Kirche un mit dem
Selbstbewufstsein zumindest einer breiten Schicht VO  3 Katholiken 1 wesent-
lichen konform

Im Blick auf die Synoden 1n der Evangelischen Kirche werden War manche
Annäherungen sichtbar. Es trıtt aber auch ‚eutlich die VO  e} der Theologie un
Lehre her estimmte differentia specifica VOTL Augen, die 1M unterschiedlichen
Kiırchen- un hier speziell Amtsverständnis gründet. Gewissen Parallelen 1n
Struktur un: Wesen der Synode stehen auch klare Markierungspunkte der Un-
terscheidung gegenüber“*. Die entscheidende Difterenz ZU deutschen katholi-
schen Synodenmodell wırd greifbar 1n den Rechtsordnungen. Dıie evangelıschenSynoden kennen weder ıne Sperrminorität für die Theologen noch ein defini-
t1ves Einspruchsrecht der Kırchenleitungen, sondern Z Teil ein 1LLUT! aufschije-
bendes Veto-Recht Die Lehre VO' allgemeinen Priestertum aller Gläubigen g-
tAtter neben sich eın theologisches Amt, das als solches die Garantıe der Wahr-
heıit böte. Andererseits jefert auch nıcht das Mehrheitsprinzip das Krıterium
der VWahrheit: denn das Bekenntnis kann nıcht ZuUuU Gegenstand VO  3 schematı-
schen Abstimmungen gemacht werden. Fol lıch oll das Synodengeschehen ein
Suchen, Fragen und Festlegen aller mMi1t len se1n. Im letzteren scheint ıne
echte ähe auft zwiıschen den evangelischen Synoden un dem katholischen
Modell. In beiden Kırchen wird die unıvoke Übertragung polıtischer Begrifts-nomenklaturen (wıe „Parlament“, „Demokratie“) aut die Synode abgelehnt,sovıel ormale Elemente auch übernommen werden moögen. S1ie würden ein Ge-
schehen, das zutiefst auf das gemeinsame Hören der Stimme des Geıistes Gottes
verpflichtet 1St, sich selbst entfremden.

Vgl 116 xel VO:  e} Cämpenhausen, „Synoden 1n der evangelischen Kirche“, ‚BED
SXNODE, 4, 19734 4— 6
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Fragen der ÖOkumene
ber diesen gyroben Vergleich der katholischen M1t den evangelischen

Synoden hınaus stellt sich die Frage, ob un WI1Iie die Okumene 1m (GGanzen der
katholischen Synode wahrgenommen wırd Unter formalem Aspekt zeıgen sich
drei Komplexe, die ıne kritische Prüfung verdienen.

In Artıkel des Statuts heißt CS, daß nıchtkatholische Kırchen und (jemeınn-
schaften (durch das Präsidium) eingeladen werden können, „Beobachter“
entsenden. Diese Regelung beinhaltet zunächst nıcht mehr als das Recht sol-
cher Beobachter, be1 den Sıtzungen der Vollversammlung anwesend se1ın
können, ein Recht, das 1n demselben Artikel auch den sogenannten „Gästen“
zugestanden wird. Man könnte leicht den Eindruck gewıiınnen, als würde hier
eıne inzwischen schon fast konventionelle Pflichtübung un ein Minimalgestus
vollzogen, der eher ein Zeichen unverbindlicher Höflichkeit als Ausdruck eiınes
brüderlichen Miteinanders der Kirchen 1St. Der Eindruck erfährt ine beschei-
dene Korrektur, WE 1n Artikel o des Statuts die Möglichkeit eröftnet iSt,
da{ß auch niıchtkatholische „Sachverständige“ mıiıt beratender Stimme in die
Sachkommissionen (und VO  ; diesen) eingeladen werden können. Hıer 1Sst also
e1in erraın eröffnet, andersgläubige Christen aktıv der Gestaltung VO  .

Synodenvorlagen beteiligt werden können, obwohl die Einbeziehung nıcht-
katholischer Christen Sanz und eINZ1IS dem F  n Wıillen der Sachkommissionen
überlassen bleibt. Es kann ohl VOr der Oftentlichkeit kaum geleugnet werden,
da{fß 1n PUNCLO Beteiligung der anderen Kirchen iınnerkatholischen (gibt S1e
überhau noch 1in puro?) Entscheidungsprozessen (wenıgstens 1n ständiger
beraten Funktion) ein eklatantes Defizit verzeichnen 1St, ein allzu ZEe1Z1g-
SParsamces, wenn nıcht angstlıches Verhalten, das 1m durchschnittlichen Bewußft-
seın der Christen VO'  3 heute kein Verständnıis mehr verlangen kann.

Von daher bleibt auch vorläufig ıne Skepsis virulent gegenüber der _
durchlaufenden ökumenischen Perspektive, die in allen Diskussionen

und Ergebnissen der Synode prasent und wirksam se1n oll Selbst WEINLN bei der
größeren Zahl VO  a Synoda ein ökumenischer Blickpunkt vorausgesetzt
werden kann, bleibt doch das Unbehagen, wlıeweılt ökumenisches Denken in den
einzelnen Sachkommuissionen 1St un Heıimatrecht hat, Jeweılt u  ®  ber-
haupt 1n der harten Kleinarbeit der Konzıpierung VO  3 Entwürfen un Vor-
lagen systemımmanente Blıckverengung und Betriebsblindheit durch öku-
menische Dımensionen überschritten werden können. Ohne einem organısator1-
schen Perfektionismus huldigen wollen, 1St doch durchaus die Frage berech-
tigt, aru nıcht in allen Kommıissıionen nichtkatholische Sachverständige MmMIit
beratender Stimme einbezogen worden sind.

ften 1St A gegenwärtigen Zeitpunkt noch, W as die definitione für die
kumene zuständıge Sachkommission zukunftsträchtigen Vorlagen in die

Synode einbringen wird. Sıe 1St aufgrund iıhres Aufgabenbereichs in beträcht-
liıcher Schwierigkeıit. Okumenische Fragen und Anliegen überspannen letztlich
die ZESAMTE Thematik der Synode. Angesichts der Fülle VO'!  } drängenden Pro-
blemen wird sıch die Kommission hart bescheiden mussen und dennoch 1in der
Akzentuierung ihrer Schwerpunkte Markierungen9 der sıch auch nıcht-

un nıchtbedachte Raume ökumenischer Arbeit orientieren können.
Das Zur eıit bearbeitete Papıer „Pastorale Zusammenarbeit der Kirchen 1m
Diıenst der christlichen Einheit“ soll nach dem jetzıgen Stand der Planun-
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SCcmh als Vorlage 1n die Vollversammlung der Synode 1mM Herbst dieses Jahres
ZUr ersten Lesung eingebracht werden. Noch äßt sich über die endgültige (50=
stalt und den Inhalt nıchts Verbindliches N, SC1 denn, da{fß vermerkt wird,
daß die Frage der gemeinsamen Gottesdienste 1ın dieser Ommı1ssıON ausgeklam-
mMert un: der Kommuissıon I1 (Gottesdienst—Sakrament—Spiritualität)
zewı1esen worden 1St.

Es bleibt Aun Schlufß 1L1UTr noch die Hoffnung auszusprechen, da{fß der
Synode gelingen mOge, sıch Aaus dem Bannkreis innerkatholischer und provın-
zieller Problematiken 1n einem wirklich „katholischen“ Prozefß der Selbst-
entfaltung befreien und über die bloße „Zeitgenossenschaft“ auch ein Stück
visıonÄärer Zukunft realisieren. Das nıcht ihrer celbst wiıllen, sondern
der Sache Gottes und der Menschen eıl wiıllen in unserem Lande

Aloys Klein

ormale Kirchenunion un: kirchliche Einhei

Am Maı 972 hat die Generalsynode der Kiırche VO  } England das Unions-
schema VO  3 1968, das ıne organısche Unıon zwischen der Kirche VO'  —$ England
un der Methodistischen Kiırche vorsah, endgültig abgelehnt. Damıt geht ine
Jange Perijode Ende, 1ın der iNnan in England auf ıne Wiedervereinigung
beider Kirchen hoften konnte. Unter ökumenischen Gesichtspunkten hat jedoch
gleichzeıtig die Erwartung, daß ıne Vereinigung oder Wiedervereinigung VO  »
Kirchen durch die Erarbeitung eınes iNEeE1INSamMen Unionsdokumentes Ce1I-
reichen sel, einen nachhaltigen Rücksch ertfahren!.

Bereıts im Juli 1969 hatte das anglikanisch-methodistische Unionsschema
den verein1igten anglıkanıschen Konvokationen VO  - Canterbury und York,
die damals noch die kirchenrechtlich entscheidenden Institutionen der Kirche
VO England al  ; un der Methodistischen Konferenz Englands QC-

Während die Methodistische Konferenz mi1t 77,4 Z der Stimmen das Uni0ons-
schema annahm, stımmten 1n den Konvokationen VO  - Canterbury un ork
Au  — 69 % der Delegierten für das Schema Da eine besonders qualıifizierteMehrkheit VO:  ; Z der Stimmen ertorderlich WAar, War das Schema damıt ab-
gelehnt. ıne NeHe Hoffnung, da{ß die Unıion zwiıschen Anglıkanern und Metho-
disten ennoch bewerkstelligen se1ın könnte, verband siıch mi1t der Eın-
führung der anglıkanıschen Generalsynode 1im Herbst 1970 und der damıt
verknüpften Erwartung, dafß die nunmehr stımmberechtigten Laıien der Unıion
mMit den Methodisten Zu Sıeg verhelten würden.

Auf der Tagung der Generalsynode 1M Februar 1971 wurde ıne gemeın-
Samne Arbeitsgruppe aus Anglikanern un Methodisten MmMit dem Auftrag be-
rufen, für die nächste Tagung der Generalsynode 1n ork Juli
394


